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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Europäische Kultur- und Bildungspolitik 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Hermesdorf 
(Schleiden) r Dr. Martin, Dr. Hallstein, Dr. Lenz (Berg- 
straße), Dr. Wagner (Trier), Frau Klee und der Fraktion 
der CDU/CSU 
- Drucksache VI/2647 - 


Die Beantwortung der vorliegenden Kleinen Anfrage wurde 
auf die Zeit nach der ersten Ratstagung und Konferenz der 
Bildungsminister der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften vom 16. November 1971 verschoben, um die auf dieser 
Tagung erkennbar gewordenen Orientierungen in der Antwort 
berücksichtigen zu können. Auch im gegenwärtigen Zeitpunkt 
kann die Bundesregierung keine in allen Teilen abschließende 
Auskunft geben, da die Bildungsminister mehrere Arbeits- bzw. 
Sachverständigengruppen zur Ausfüllung ihrer Beschlüsse 
eingesetzt haben. Da die Kleine Anfrage außerdem in verschie- 
dener Hinsicht den Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
9. Juni 1971 - Drucksache VI/2222 - berührt, der Fragen der eu- 
ropäischen Hochschulpolitik betrifft, behält sich die Bundes- 
regierung vor, anläßlich der Behandlung dieses Antrags auf 
einzelne Punkte der Kleinen Anfrage zurückzukommen. 

Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Auswärtigen Amt, dem Bundesminister des Innern, dem Bun- 
desminister für Wirtschaft und Finanzen sowie dem Bundesmi- 
nister für Jugend, Familie und Gesundheit wie folgt; 

1. Welche Konzeption hat die Bundesregierung im Rahmen ihrer 
europäischen Einigungspolitik für die Entwicklung einer ge- 
meinsamen Kultur- und Bildungspolitik, wo liegen für sie die 
Prioritätsbereiche, und welche Initiativen hat sie ergriffen, um 
konkrete Fortschritte zu erzielen? 

Die Bundesregierung sieht in einer verstärkten kultur- und bil- 
dungspolitischen Zusammenarbeit ein wichtiges Element der 
europäischen Einigungspolitik. 

a) Die fortschreitende wirtschaftliche Integration der Europäi- 
schen Gemeinschaft macht die Notwendigkeit immer deut- 
licher, die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten auch auf 
jene Bereiche zu erstrecken, die eng mit der wirtschaftlichen 
Entwicklung Zusammenhängen und teilweise deren Vorbe- 
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dingung darstellen. Was für die Währungs- und Industrie- 
politik sowie den wissenschaftlich-technologischen Bereich 
seit langem erkannt ist, gilt in ähnlicher Weise für die Bil- 
dungspolitik. Die Ausbildung des einzelnen sowie die Ver- 
besserung der Voraussetzungen für seine Freizügigkeit und 
individuellen Entfaltungsmöglichkeiten in der Gemeinschaft 
werden immer stärker zu Kriterien für ihren gesellschaft- 
lichen und wirtschaftlichen Fortschritt werden. Nach Auffas- 
sung der Bundesregierung sollten verstärkte gemeinsame 
Bemühungen im Bildungsbereich allerdings nicht nur darin 
bestehen, die - durchaus wertvollen - Einzelmaßnahmen 
der Mitgliedsländer zu intensivieren und zu vermehren. 

Die bildungspolitische Zusammenarbeit im Rahmen der Ge- 
meinschaft muß nach Auffassung der Bundesregierung viel- 
mehr vor allem darauf gerichtet sein, 

- den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Fortschritt in 
der Gemeinschaft zu fördern, 

- zur Integration des gemeinsamen europäischen Wirt- 
schafts- und Lebensraums beizutragen sowie 

- die Bemühungen um eine politische Einigung durch Ein- 
beziehung eines weiteren wichtigen Bereichs zu stärken. 

Infolge der engen Verknüpfung dieser Zielsetzungen mit der 
Entwicklung der europäischen Einigung in anderen Berei- 
chen muß sich eine Konzeption auf dem Gebiet der Bildungs- 
politik an der allgemeinen Konzeption der Bundesregierung 
für ihre Europapolitik ausrichten und bei ihrer Verwirk- 
lichung den Entwicklungen auf den anderen Gebieten Rech- 
nung tragen. 

Die Bundesregierung hatte bereits im vergangenen Jahr die 
belgische Anregung für eine Tagung der Bildungsminister 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften nach- 
drücklich unterstützt und ihre Vorbereitung intensiv geför- 
dert. 

In einem Memorandum zur Vorbereitung dieser Konferenz 
hatte sie Bereiche genannt, die nach ihrer Auffassung als 
erste Ansätze für eine engere Zusammenarbeit im Rahmen 
der Gemeinschaft in Betracht kommen. Dazu gehören: 

- bildungspolitische Aspekte der gegenseitigen Anerken- 
nung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Be- 
fähigungsnachweise ; 

- Fragen der Mobilität der Lehrkräfte und der Studieren- 
den; 

- Untersuchung und Entwicklung neuer Lehrmethoden, Er- 
forschung und Herstellung technischer Hilfsmittel zur 
Unterstützung des Unterrichts. 

Diese Vorschläge sind von der ersten Ratstagung und Kon- 
ferenz der Bildungsminister der Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften aufgegriffen worden. Sie sollen im 
Zusammenhang mit den Anregungen der anderen Mitglied- 
staaten von Arbeitsgruppen in weiteren Erörterungen ver- 
tieft und in Vorschläge für konkrete Maßnahmen umgesetzt 
werden. 
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Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß damit die bildungs- 
politische Diskussion innerhalb der Europäischen Gemein- 
schaften erst begonnen hat. Sie ist bereit, die Vorschläge 
anderer Mitgliedstaaten, die auf eine Vertiefung der bil- 
dungspolitischen Zusammenarbeit in weiteren Bereichen ab- 
zielen, konstruktiv zu prüfen. Dies gilt insbesondere auch 
für den französischen Vorschlag zur Schaffung eines gemein- 
samen Kristallisationspunktes im Bildungsbereich. 

b) Die Bundesregierung mißt ferner der Verwirklichung kon- 
kreter Zielsetzungen im Bereich der Bildungspolitik im 
Europarat besondere Bedeutung zu. Sie hat u. a. an den Be- 
mühungen um eine Intensivierung des bildungspolitisdien 
Programms des Rates für kulturelle Zusammenarbeit des 
Europarates mitgearbeitet, das nunmehr um Schwerpunkt- 
gebiete wie Weiterbildung, Fremdsprachenunterricht und 
Unterrichtstechnologie gruppiert ist. Die Anregungen zur 
Schaffung von Sondervorhaben auf dem Bildungsgebiet hat 
sie dabei in ihre Überlegungen einbezogen. 

Die Konferenz der europäischen Erziehungsminister hat 
1971 den Charakter einer ständigen Einrichtung erhalten. 
Gleichzeitig ist vorgesehen, daß die Entschließungen der 
Erziehungsministerkonferenz über Prioritäten in der euro- 
päischen Bildungspolitik vom Rat für Kulturelle Zusammen- 
arbeit in seinem Programm berücksicht werden sollen. 

c) Als wichtiges Element für die europäische Integration er- 
achtet die Bundesregierung auch gemeinsame Anstrengun- 
gen auf dem Gebiet der Kulturpolitik. Sie geht dabei davon 
aus, daß eine gemeinsame europäische Kulturpolitik nicht 
die Uniformierung des traditionell vielfältigen Ersdieinungs- 
bildes der europäischen Kulturlandschaft bedeuten kann. 
Andererseits gibt es in vielen europäischen Ländern ver- 
gleichbare Probleme, auf die eine gemeinsame Antwort zu 
finden sowohl für die europäische Einigung wie auch für 
die kulturelle Entwicklung förderlich ist. 

Bisher hat sich vor allem der Rat für Kulturelle Zusammen- 
arbeit des Europarates dieser Aufgabe angenommen. Seine 
gegenwärtigen Bestrebungen zielen u. a. darauf ab, Wege 
und Instrumentarien zu entwickeln, um kulturelle Einrich- 
tungen und Veranstaltungen nicht nur für jeden zugänglich 
zu machen, sondern darüber hinaus den einzelnen in diesem 
Bereich zu eigener Aktivität anzuregen. Die Bundesregie- 
rung ist grundsätzlich bereit, diese Arbeiten im Rahmen des 
ihr Möglichen zu unterstützen. Sie hält es insbesondere für 
sinnvoll, daß als weiterer Schritt auf dem Wege zu einer 
gemeinsamen europäischen Kulturpolitik nunmehr eine Ab- 
stimmung über gewisse Strategien angestrebt wird, die in 
den einzelnen Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Kultur- 
pflege und Kulturförderung angewendet werden können. In 
diesem Zusammenhang hat sie auch den Vorschlag der Be- 
ratenden Versammlung des Europarats mit Interesse zur 
Kenntnis genommen, eine Konferenz der mit Kulturfragen 
befaßten europäischen Minister einzurichten. 
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d) Bei der Vertiefung der kultur- und bildungspolitischen Zu- 
sammenarbeit ist eine Mitwirkung der europäischen Jugend 
besonders wichtig. Die Bundesregierung ist deshalb der Auf- 
fassung, daß in Ausführung von Ziffer 16 des Schlußkom- 
muniques der Haager Konferenz vom Dezember 1969 Ver- 
treter der europäischen Jugend in angemessener Weise an 
den Bestrebungen der Europäischen Gemeinschaften zur 
Einigung Europas beteiligt werden sollten. Zu diesem Zweck 
hat sie im Rahmen der Gemeinschaften u. a. vorgeschlagen, 
die Information der Jugendlichen wesentlich zu verstärken, 
aus Vertretern der Jugendorganisationen einen Jugendrat 
zur Beratung der Kommission in allen die Jugend betref- 
fenden und interessierenden Fragen zu bilden und die bis- 
herigen sporadischen Konferenzen der leitenden Beamten 
aus den für Jugendfragen zuständigen Ministerien der Mit- 
gliedstaaten zu einem ständigen Ausschuß für Jugendfragen 
umzugestalten, der als Kontaktofgan zwischen den Mitglied- 
staaten und der Kommission und als Planungs- und Anre- 
gungsgruppe fungieren könnte. Diese Vorschläge werden 
zur Zeit im Ausschuß der Ständigen Vertreter beraten. 

Im Rahmen des Europarates ist ferner ein Europäisches 
Jugendzentrum geschaffen worden. Auf deutsche Initiative 
befaßt sich der Rat für Kulturelle Zusammenarbeit des Euro- 
parats seit 1969 mit der Errichtung eines Europäischen Ju- 
gendwerks, mit dessen Verwirklichung in naher Zukunft 
gerechnet werden kann. 


2. Verfolgt die Bundesregierung Pläne hinsichtlich einer ver- 
stärkten und institutionalisierten Zusammenarbeit der Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaften auf kultur- und bil- 
dungspolitischem Gebiet? 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung gegebenenfalls 
im einzelnen hierzu? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die kultur- und 
bildungspolitisch relevanten Kompetenzen der Institutionen der 
Europäischen Gemeinschaften für die Entwicklung einer kultur- 
und bildungspolitischen Zusammenarbeit ausreichen? Beabsich- 
tigt die Bundesregierung, eine Erweiterung dieser Kompeten- 
zen anzustreben? 

Die Notwendigkeit bildungspolitischer Kooperation im Gemein- 
schaftsrahmen wird heute deutlicher als zum Zeitpunkt der 
Schaffung der Verträge gesehen. Anknüpfungspunkte dafür 
finden sich in verschiedenen Bestimmungen der Gemeinschafts- 
verträge, etwa in Artikel 57 des EWG- Vertrages im Hinblick 
auf die Herstellung der Niederlassungsfreiheit und in den Ar- 
tikeln 41, 118 und 128 des EWG-Vertrags hinsichtlich der Berufs- 
ausbildung. 

Soweit die Verträge keine ausreichende Grundlage bieten, 
sollten die erforderlichen Voraussetzungen geschaffen werden. 
Dabei müssen Formen gewählt werden, die der allgemeinen 
institutionellen Entwicklung der Gemeinschaft entsprechen. 

Um die angestrebte engere Zusammenarbeit auf gemeinschaft- 
licher Ebene zu fördern, hat die Bundesregierung in ihrem 
Memorandum zu erwägen gegeben, neben künftig regelmäßi- 
gen Ratstagungen der Bildungsminister zusätzlich eine beson- 
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dere Arbeitsgruppe für Bildungsfragen einzurichten, die alle 
einschlägigen Fragen beraten könnte, um zu gewährleisten, 
daß alle maßgeblichen Aspekte aus den verschiedenen Berei- 
chen der Bildungspolitik berücksichtigt werden können. 

Die erste Ratstagung und Konferenz der Bildungsminister hat 
diese Anregung in der Weise aufgegriffen, daß sie eine Sach- 
verständigengruppe unter Beteiligung der Kommission mit der 
Aufgabe eingesetzt hat, Vorschläge für eine aktive Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet des Bildungswesens zu machen. 

Dieser Beschluß ist als eine erste Initiative in Richtung auf eine 
ausgewogene Zusammenarbeit auf dem Bildungsgebiet inner- 
halb der Europäischen Gemeinschaften zu begrüßen. Sie sollte in 
Zuordnung zu ihnen und ihren bereits bestehenden Institutio- 
nen fortgeführt werden. 

Inwieweit in dem besonderen Rahmen der Europäischen Ge- 
meinschaften - neben den schon bestehenden bilateraten Be- 
ziehungen und über die Arbeit des Europarats und der UNESCO 
hinaus - auch gemeinsame Bemühungen auf dem Gebiet der 
Kulturarbeit sinnvoll und möglich sind, wird zunächst der wei- 
teren Entwicklung überlassen bleiben müssen. 


3. Welche Stellung wird die Delegation der Bundesregierung auf 
der geplanten ersten Ratstagung der Bildungsminister der EWG- 
Staaten in bezug auf eine engere Zusammenarbeit der EWG- 
Staaten auf dem Gebiet des Bildungs- und Erziehungswesens 
einnehmen? 

Die Haltung der deutschen Delegation auf der ersten Ratsta- 
gung und Konferenz der Bildungsminister der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften war von den eben beschrie- 
benen Grundsätzen bestimmt. Insbesondere die deutsche Dele- 
gation hat darauf hingewirkt, daß die Zusammenarbeit der Mit- 
gliedstaaten auf dem Gebiet des Bildungs- und Erziehungswe- 
sens den Europäischen Gemeinschaften zugeordnet wird. 

Soweit es die unter Punkt 1 erwähnten konkreten Vorschläge 
der deutschen Delegation betrifft, haben die Bildungsminister 
beschlossen, für die Fragen der gegenseitigen Anerkennung 
der Diplome eine besondere Arbeitsgruppe unter Hinzuziehung 
von Hochschulexperten einzusetzen. Sie soll die Möglichkeiten 
einer globalen Anerkennung der in den Mitgliedstaaten aus- 
gestellten Diplome und sonstigen Befähigungsnachweise ange- 
sichts der Notwendigkeit einer beschleunigten Verwirklichung 
der Niederlassungsfreiheit prüfen. 

Die deutschen Vorschläge zur Frage der Mobilität der Lehr- 
kräfte und der Studierenden und zur Untersuchung und Ent- 
wicklung neuer Lehrmethoden sind eingegangen in den Auf- 
trag der Bildungsminister an eine Sachverständigengruppe, den 
französischen Vorschlag zur Errichtung eines europäischen Ent- 
wicklungszentrums für das Bildungswesen zu prüfen und andere 
Vorschläge zur Verwirklichung einer aktiven Zusammenarbeit 
auf diesem Gebiet zu entwickeln. Die Bundesregierung wird 
sich bemühen, ihre Ansichten in der Arbeits- bzw. der Sachver- 
ständigengruppe angemessen zur Geltung zu bringen. 
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4. Wie stellt sidi die Bundesregierung die zukünftige Verteilung 
und Abgrenzung der Aufgaben zwisdien den eventuell ver- 
stärkt mit kultur- und bildungspolitischen Fragen befaßten 
Einrichtungen der Europäischen Gemeinschaften und bereits 
bestehenden, auf dem Feld europäischer kultureller und bil- 
dungspolitischer Zusammenarbeit bewährten Institutionen und 
Organisationen vor, vor allem mit dem Rat für kulturelle Zu- 
sammenarbeit des Europarates (CCC), aber auch mit der Euro- 
päischen Erziehimgsministerkonferenz, der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und 
der UNESCO? 

Wenngleich die Notwendigkeit einer Zusammenarbeit innerhalb 
der Europäischen Gemeinschaft aufgrund der fortschreitenden 
Integration in manchen Bereichen auch der Bildung und Aus- 
bildung stärker ist als auf breiterer internationaler Ebene, sollte 
neben einer solchen Intensivierung der Zusammenarbeit die in 
anderen europäischen oder internationalen Organisationen seit 
Jahren gepflegte Kooperation nicht vernachlässigt werden. 
Vielmehr wird eine engere gemeinschaftliche Zusammenarbeit 
- und dies in verstärktem Maße nach dem Beitritt weiterer 
Staaten - Impulse auch für die Arbeiten in anderen Gremien 
geben. Andererseits besteht in einem so engen Zusammen- 
schluß, wie ihn die Gemeinschaften darstellen, häufig die Not- 
wendigkeit und die Möglichkeit zu schnelleren operationellen 
Entscheidungen als in Gremien, deren Aufgabe die Behandlung 
sehr viel breiterer Interessen in größerem geographischen Rah- 
men ist. Das gilt vor allem für die Kooperation im Rat für Kul- 
turelle Zusammenarbeit des Europarates und der Ständigen 
Konferenz der europäischen Erziehungsminister, darüber hin- 
aus jedoch auch für die gemeinsamen Aktivitäten westlicher 
Staaten in der OECD und für die weltweite, weitgehend auf die 
Interessen der Entwicklungsländer ausgerichtete Zusammen- 
arbeit im Rahmen der UNESCO. Die Abgrenzung und Vertei- 
lung der Aufgaben zwischen diesen Organisationen und der 
Europäischen Gemeinschaft auf kultur- und bildungspolitischem 
Gebiet sollte sich in erster Linie an deren Mitgli^derkreis, den 
Interessen der jeweils beteiligten Staaten und an den spezifi- 
schen Zielsetzungen der verschiedenen Organisationen orien- 
tieren. Die Bundesregierung stützt sich dabei insbesondere auch 
auf die Beschlüsse der Staats- und Regierungschefs auf der Kon- 
ferenz von Den Haag am 1. und 2. Dezember 1969, in dem der 
Wille zu einem verstärkten Zusammenwirken auf dem Hinter- 
grund des gemeinsamen kulturellen Erbes Europas bekräftigt 
wurde. 

Entsprechend der Entwicklung gemeinsamer Vorstellungen und 
Maßnahmen im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft sollte 
schrittweise auf eine Abstimmung der Haltungen der Mitglied- 
staaten in größeren internationalen Organisationen hingewirkt 
werden; diese Abstimmung sollte vor allem auch darauf gerich- 
tet sein, unzweckmäßige Doppelarbeit in den verschiedenen in- 
ternationalen Organisationen zu vermeiden. 


5. Wie beurteilt die Bundesregierung den Stand der Verhandlun- 
gen und Vorarbeiten zur Gründung einer europäischen Univer- 
sität in Florenz? Welchen konkreten Beitrag hat die Bundesre- 
gierung bislang für die Realisierung dieses für die Europäi- 
sierung der universitären Ausbildung wichtigen Vorhabens ge- 
leistet? 
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Ist die Bundesregierung bereit, bei einem Fehlschlagen des Uni- 
versitätsprojektes den im Rahmen der Beratenden Versammlung 
des Europarates entwickelten Plan der Gründung einer euro- 
päischen Tele-Universität in Florenz zu unterstützen? 

Die intensiven Vorarbeiten der Mitgliedstaaten haben auf der 
Tagung der Bildungsminister am 16. November 1971 eine Eini- 
gung über die grundsätzlichen Fragen im Zusammenhang mit 
der Gründung eines Europäischen Hochschulinstituts in Florenz 
ermöglicht. Das Institut wird Forschern und Studierenden, die 
über das Abschlußzeugnis einer Hochschule verfügen, offen- 
stehen und zunächst vier Abteilungen umfassen: Geschichte 
und Kulturgeschichte, Politik und Gesellschaftswissenschaften, 
Rechtswissenschaften, Wirtschaftswissenschaften. Als Arbeits- 
sprachen sind Deutsch, Englisch, Französisch, Italienisch und 
Niederländisch vorgesehen. 

Für die einzelnen Lehrveranstaltungen werden jeweils zwei 
dieser Arbeitssprachen unter Berücksichtigung der Sprachkennt- 
nisse und der Wünsche des Lehrpersonals und der Studenten 
festgelegt. Bis 1977 wird das Institut durch Regierungsbeiträge 
finanziert. Danach richtet sich die Finanzierung nach Kriterien; 
die unter Berücksichtigung der bis dahin eingetretenen Ent- 
wicklung der Gemeinschaft und der Alternative einer gemein- 
schaftlichen Finanzierung festgelegt werden. 

Für die Ausarbeitung des Entwurfs eines Übereinkommens 
sowie für die Regelung der noch offenen Einzelfragen haben 
die Bildungsminister eine Sachverständigengruppe eingesetzt, 
die ihre Arbeit bereits aufgenommen hat. 

Da die bislang strittigen Probleme gelöst sind, ist es nicht an- 
gebracht, zu Alternativen Stellung zu nehmen, die von einem 
Fehlschlagen des Projekts eines Europäischen Hochschulinsti- 
tuts ausgehen. 

Im übrigen wird im Sinne einer Europäisierung der Hochschul- 
ausbildung Wert darauf zu legen sein, daß nidit nur die Arbeit 
am Hochschulinstitut in Florenz, sondern vor allem die Aus- 
bildungs- und Forschungsarbeit an den bestehenden Hochschu- 
len in den Mitgliedstaaten zunehmend aufeinander und auf die 
gemeinsamen gesellschaftlichen Bedürfnisse in der Europäi- 
schen Gemeinschaft bezogen werden. Die gegenseitige Aner- 
kennung der Studienzeiten im Ausland wird hier entsprechend 
von der Bundesregierung als wichtiges Ziel verfolgt. 

Das von der Beratenden Versammlung des Europarats aufge- 
griffene Projekt einer europäischen Tele-Universität verfolgt 
die Bundesregierung mit Interesse. Der gegenwärtige Stand 
der Arbeiten an diesem Projekt erlaubt jedoch noch kein ab- 
schließendes Urteil. 

6. Ist die Bundesregierung bereit, neben der nationalen Bildungs- 
und Curriculumforsdiung auch die vergleichende europäische 
Bildungsforschung und die supranationale Curriculumforsdiung 
gemäß ihrer Bedeutung zu fördern und entsprechende Maß- 
nahmen einzuleiten? 

Die Bundesregierung fördert die Zusammenarbeit der Arbeit 
auf dem Gebiet der vergleichenden Bildungs- und Curriculum- 
forschung in den verschiedenen internationalen Organisationen, 
wie dem Europarat, der OECD und der UNESCO. 
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Sie trägt den größten Teil der Kosten für das UNESCO-Institut 
für Pädagogik in Hamburg. 

Sie ist der Auffassung, daß mit einer Verstärkung der Aktivi- 
täten auf diesen Gebieten nicht allein ein Beitrag zur internatio- 
nalen Entwicklung geleistet wird, sondern aus ihr gerade im 
Hinblick auf den Nachholbedarf im eigenen Land und ange- 
sichts der Notwendigkeit einer umfassenden Reform des eige- 
nen Bildungswesens großer Nutzen gezogen werden kann. 

7. Beabsichtigt die Bundesregierung, die Zahl der europäischen 
Schulen in der Bundesrepublik Deutschland zu erhöhen? 

Welche konkreten Pläne liegen vor? 

Das Protokoll über die Gründung Europäischer Schulen vom 
13. April 1962 sieht die Gründung von Europäischen Schulen 
nur an Dienstorten von Institutionen der Europäischen Gemein- 
schaften vor. 

In ihrem Memorandum zur Vorbereitung der ersten Ratstagung 
und Konferenz der Bildungsminister der Europäischen Gemein- 
schaften hat sich die Bundesregierung bereits für die Möglich- 
keit ausgesprochen, zunächst an denjenigen Orten innerhalb der 
Gemeinschaften, die Sitz einer größeren internationalen Insti- 
tution oder eines internationalen Zentrums sind, ebenfalls euro- 
päische Schulen zu errichten; weiterhin sollte ein flexibles 
System europäischer Schulen angestrebt werden, damit an 
möglichst vielen Orten einer möglichst großen Zahl von Aus- 
zubildenden die Vorteile dieses Schulsystems zugute kommen 
können. 

Aus Zeitgründen ist die Erörterung eines entsprechenden deut- 
schen Vorschlages bis zur nächsten Sitzung der Bildungsminister 
aufgeschoben worden. Bevor nicht über die Grundsätze Über- 
einstimmung hergestellt worden ist, ist es nicht zweckmäßig, 
konkrete Pläne für die Gründung Europäischer Schulen oder 
Schulen nach diesem Modell auszuarbeiten. 

Eine Vermehrung der Zahl der Europäischen Schulen ist im 
übrigen nicht allein Sache der Bundesregierung; sie setzt ein 
Zusammenwirken mit den Ländern voraus. 

8. Ist die Bundesi;egierung bereit, Anregungen aufzugreifen, durch 
Fusion oder organisierte Kooperation nationaler Kulturinstitute 
europäischer Staaten außerhalb Europas europäische Kulturin- 
stitute ins Leben zu rufen? 

Die Bundesregierung begrüßt eine enge Zusammenarbeit der 
nationalen Kulturinstitute europäischer Staaten, die zum Ziel 
hat, auf Gebieten, die sich hierzu eignen, gemeinsame Veran- 
staltungen durchzuführen und einen Erfahrungsaustausch zu 
pflegen. Dies ist auch bereits, wenn immer möglich, in der Ver- 
gangenheit geschehen. Die Bundesregierung hat jedoch den 
Eindruck gewonnen, daß die Zeit noch nicht reif ist, durch eine 
allgemeine Zusammenlegung nationaler Kulturinstitute euro- 
päischer Staaten europäische Kulturinstitute außerhalb Europas 
ins Leben zu rufen. 

In Vertretung 

Dohnanyi 
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